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Magere Zeiten

Bis 2016  will die Regierung knapp 28 Milliarden Euro einsparen, rund 9,2 Milliarden 
Euro sollen neue Steuern einbringen. Budgetexperten sind skeptisch, ob die erwarteten 
Effekte nicht zu optimistisch berechnet wurden. 

Von Angela Heissenberger
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margit schratzenstaller, wifo: »Ein Drit-
tel der Maßnahmen ist unsicher.«

Der grosse Wurf ist es nicht ge-
worden, auch wenn die beiden 
Hauptprotagonisten auf ihr ge-
meinsam geschnürtes Sparpaket 

sichtlich stolz sind. Die 98 Beschlüsse wür-
den garantieren, so Bundeskanzler Werner 
Faymann, dass Österreich »in der sicheren 
Zone« bleibe. Vizekanzler Michael Spinde-
legger gab sich weitaus pathetischer: »Wir 
haben uns für fünf Jahre sehr weit nach vorne 
gewagt.« Alles nur eine Frage der Perspektive. 
Denn abseits der Regierungsvertreter sind 
sich alle Wirtschaftsexperten einig: Eine tief 
greifende Strukturreform sieht anders aus. 

>> Softreform <<
Dabei hatten SPÖ und ÖVP durchaus Be-

reitschaft zu unpopulären Maßnahmen ge-
zeigt und dabei auch ihre eigene Klientel nicht 
immer geschont. Letztlich betreffen diese, be-
zeichnenderweise besonders heftig diskutier-
ten Entscheidungen aber vergleichsweise klei-
ne Summen, die sich im Budget nur geringfü-
gig niederschlagen. Die wirklich heißen Eisen 
wurden nicht angefasst.

Das Sparpaket präsentiert sich als ein Bün-
del vieler kleinerer Maßnahmen. Hier wurde 
»eine Chance vertan«, meint Politikberater 
Thomas Hofer, denn angesichts des Schreck-
gespenstes Griechenland wäre in der Bevöl-
kerung ein grundsätzliches Verständnis für 
notwendige Reformen gegeben. Mit dem be-
schlossenen Paket dürfte die Regierung die Er-
wartungen der Österreicherinnen und Öster-
reicher aber nicht ganz getroffen haben. Laut 
einer Umfrage des Linzer market-Instituts 
halten 69 % der Befragten die Maßnahmen für 
unausgewogen und ungerecht. 86 % sind au-
ßerdem der Meinung, dass das Sparpaket nicht 
ausreichen werde, um die Schulden in den 
Griff zu bekommen. Am größten ist die Ak-
zeptanz noch bei den Jüngeren: 33 % der 16- 
bis 29-Jährigen können sich dafür erwärmen, 
in der Gesamtbevölkerung sind es nur 16 %. 
Besonders negativ äußerten sich die Über-50-
Jährigen, in dieser Gruppe lehnen 78 % das 
Sparpaket ab.

Kein Wunder: Erstmals hatten sich die Re-
gierungspartner an die »heilige Kuh« Pensi-
onen herangewagt. Auf halbem Weg dürfte sie 
der Mut jedoch verlassen haben, denn zur Ab-
schaffung der teuren und wenig treffsicheren 
»Hacklerpension« (40 bzw. 45 Beitragsjahre 
ohne Abschläge) konnte man sich nicht durch-
ringen. Stattdessen sind 17 Einzelmaßnahmen 
geplant, die 7,26 Mrd. Euro an Einsparungen 
bringen sollen. Der Rotstift wird vor allem 
bei den Frühpensionen angesetzt: Wer künf-
tig die Korridorpension in Anspruch nehmen 
will, muss 40 Versicherungsjahre (bisher 37,5) 

nachweisen. Die geblockte Altersteilzeit wird 
gestrichen, Invaliditätspension gibt es erst für 
Über-50-Jährige. 

Da die SPÖ bei den Pensionisten einlenkte, 
war die ÖVP offenbar zu Zugeständnissen bei 
den Beamten bereit. Beiden Gruppen stehen 
magere Jahre bevor. Eine Nulllohnrunde für 
Beamte 2013 und eine »moderate Gehaltsan-
passung« im Jahr darauf sollen 1,1 Mrd. Euro 
fürs Budget bringen. Die Pensionisten erwar-
tet für diese beiden Jahre eine niedrigere Pen-
sionsanpassung von einem bzw. 0,8 Prozent-
punkten unter der maßgeblichen Inflationsra-
te. Das Finanzministerium rechnet allein aus 
der geringeren Anpassung mit Einsparungen 
von 2,6 Mrd. Euro bis 2016. Bernhard Felderer, 
Leiter des Instituts für Höhere Studien (IHS), 
hält die Maßnahmen im Pensionsbereich für 
eine »Softreform«, die wesentliche Ände-
rungen vermissen lasse.  

>> Neue Steuern <<
Neue Weichenstellungen fehlen auch in 

den anderen großen Kostenfallen Gesund-
heit und Verwaltung. Zum Gesundheitssys-
tem gibt es bisher lediglich vage Angaben – 
die einzelnen Punkte werden erst zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden verhandelt. 
Im Budgetplan enthalten sind derzeit nur 
Einsparungen in der Sozialversicherung. 
Dort sollen in den kommenden vier Jahren 
um 1,37 Mrd. Euro weniger ausgegeben wer-
den. 

Magere Zeiten
Von Angela Heissenberger

In der Verwaltung werden pensionsbe-
dingte Abgänge nicht mehr nachbesetzt, 
kleine Bezirksgerichte und Heeresspitäler 
geschlossen – Sparfaktor rund 2,5 Mrd. Eu-
ro. Die großzügigen Geldflüsse vom Bund an 
die Länder wurden jedoch nicht angetastet, 
man wollte es sich mit den mächtigen Lan-
deshauptleuten nicht verscherzen. So blieb 
die Einigung auf eine »Förderpyramide«, 
die Doppel- und Dreifachförderungen un-
terbinden soll. 500 Millionen Euro lautet das 
Sparziel, allerdings erst ab 2015. Bis dahin 
sollen Länder und Gemeinden auch selbst 
ihren Beitrag zum Sparpaket leisten. Von 
den veranschlagten 5,2 Mrd. Euro entfallen 
aber bereits 2,3 Mrd. Euro auf den Anteil der 
Länder an den neuen Steuereinnahmen. Nur 
den Rest müssen sie durch eigenen Sparwil-
len erbringen. 

Klarer definiert sind dagegen die Maßnah-
men auf der Einnahmenseite. Bereits ab 1. 
April tritt eine Reihe neuer Steuern in Kraft. 
Allen voran die Vermögenszuwachssteuer 
auf Immobilien, von der sich die Regierung 
für 2013 Mehreinnahmen von 350 Mio. Eu-
ro, 2016 bis zu 750 Mio. Euro erhofft. Schon 
heuer soll die Einschränkung des Vorsteuer-
abzugs für Bauprojekte mit plus 100 Mio. Eu-
ro wirksam werden, danach bis zu 250 Mio. 
Euro jährlich einbringen. Spitzenverdienern 
(Arbeitnehmer ab 186.000 Euro Jahresge-
halt brutto, Unternehmer ab 175.000 Euro 
Gewinn) müssen – befristet von 2013 

Erstmals hat sich die regierung ­an die »heilige Kuh« 
Pensionen herangewagt. Der Mut dürfte sie jedoch auf 
halbem weg verlassen haben.

Thomas hofer, politikberater: »Bereit-
schaft zum Sparen vorhanden.«
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bis 2016 – einen Solidarbeitrag leisten, 
was das Budget mit zusätzlich 110 Mio. Eu-
ro pro Jahr aufbessert. Um die Rettung der 
Volksbanken AG zu finanzieren, kommt eine 
erhöhte Bankenabgabe. Die Besteuerung der 
Betriebspensionskassen wurde vorgezogen. 
Insgesamt belaufen sich die Steuereinnah-
men bis 2016 auf 9,2 Mrd. Euro.  

>> Wenig Konkretes <<
Raiffeisen-Chefanalyst Peter Brezinschek 

bezeichnet das Sparpaket als »ein Bündel ver-
säumter Chancen«. Es sei zwar ausgewogen, 
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Das Sparpaket trifft kleine Sparer ebenso wie Spitzenverdiener, Pensionisten und Beamte. Die wichtigsten Änderungen im Überblick – und wie man das 
Beste daraus macht. 

>> Immobiliensteuer: Der Verkauf von Grundstücken oder Immobilien mit Gewinn wird ab 1. April 2012 mit einer Steuer von 25 % belastet. Hauptwohnsitze 
und Häuslbauer bleiben von der neuen Regelung unberührt. Bisher galt für Privatpersonen eine Spekulationsfrist von zehn Jahren, danach war der erzielte 
Gewinn steuerfrei. Die Steuer gilt für Privatpersonen und Unternehmen gleichermaßen. Treffen wird es nach Ansicht des Verbandes der Immobilientreu-
händer (ÖVI) jedoch vor allem private Anleger – etwa Besitzer einer Vorsorgewohnung, die nach einigen Jahren der Vermietung die Wohnung doch verkau-
fen wollen. Unklar ist jedoch, wie der Wert von Wohnungen festgelegt wird, wenn der Besitzer mehrfach gewechselt hat oder Anschaffung bzw. Renovierung 
schon länger zurückliegen. Als Vorsorgemöglichkeit haben Immobilien jedenfalls an Attraktivität eingebüßt.  
Die Besteuerung von Grundstücksgewinnen wird von den Wohnbauträgern vermutlich auf die Mieter übergewälzt. Für die Umwidmung von Liegenschaften 
gilt künftig ein Wertzuwachs von 60 %, für früher erworbene Grundstücke gelten geringere Steuersätze. Bei »Altimmobilien« müssen pauschal 3,5 % des 
gesamten Verkaufserlöses (nicht nur des Gewinns) abgeführt werden – darunter fallen auch zu einem früheren Zeitpunkt vererbte oder geschenkte Immo-
bilien. Wer an einen Verkauf denkt, sollte ihn bei älteren Objekten also noch bis April abwickeln. Wer die Immobilie weniger als zehn Jahre besitzt, braucht 
nichts zu überstürzen. Mietverträge sollten aber noch im März abgeschlossen werden.

>> Bausparen: Der Österreicher liebste Sparform ist tot. Auf Bausparverträge gibt es künftig nur noch die halbe Prämie, maximal 18 statt 36 Euro pro Jahr. 
Für die Monate Jänner bis März 2012 beträgt der staatliche Zuschuss noch drei Prozent, ab April gilt die neue Bandbreite von 1,5 bis 4 % – für den Rest 
des Jahres also 1,5 %. Der Verlust von 18 Euro pro Jahr klingt nicht nach viel, die Optik ist jedoch verheerend. Immerhin wurden noch 2011 978.565 neue 
Bausparverträge abgeschlossen. Seit dem Verbot von Fremdwährungskrediten lief auch das Kreditgeschäft wieder wie geschmiert: Rund ein Viertel aller 
Wohnbaudarlehen stammen aus Bausparkassen. Diese fürchten nun um ihre Sparer. Es ist aber zu erwarten, dass die Bausparkassen ein neues attraktives 
Sparprodukt entwickeln, um die nötigen Einlagen für Darlehen nicht zu verlieren. Von einem vorzeitigen Ausstieg aus bestehenden Verträgen wird abgera-
ten: Die Prämie samt Verwaltungskosten müsste rückerstattet werden. 

>> Zukunftsvorsorge: Die 2007 eingeführte prämiengestützte Pensionsvorsorge ist der größte Flop der Ära Grasser. Das als Stütze des Pensionssystems 
propagierte Vorsorgeprodukt blieb seit Beginn unter den Erwartungen. Die Garantien fressen die Rendite, der  vorgeschriebene Aktienanteil von 40 % er-
wies sich krisenbedingt als Bumerang – unter dem Strich ein Minusgeschäft. Nun wird auch noch die spärliche Prämie halbiert (2012 von 8,5 auf 4,25 %), 
voraussichtlich bereits rückwirkend ab Jahresbeginn. Eine Kündigung des Vertrages ist aber frühestens nach Ablauf der Mindesbindefrist (je nach An-
bieter zehn oder 15 Jahre) möglich. Und auch dann ist ein Ausstieg teuer: Bei Auszahlung statt monatlicher Rente muss die Hälfte der staatlichen Prämie 
zurückgezahlt werden, die Kapitalgarantie wird gestrichen und der Gewinnzuwachs ist nachträglich zu versteuern. Eine Möglichkeit wäre aber, den Vertrag 
zumindest stillzulegen. Konsumentenschützer und Versicherungen prüfen rechtliche Schritte. Die Regierung will über neue Förderungen der privaten 
Vorsorge nachdenken.

>> Solidarabgabe: Mit 13.280 Euro brutto pro Monat, 14-mal jährlich, ist man dabei. Bei hohen Einkommen wird das 13. und 14. Gehalt nicht mehr pauschal 
mit 6 % besteuert, sondern gestaffelt zwischen 27 und 50 %. Die Solidarabgabe gilt (vorerst) befristet bis 2016 und zwar für Selbstständige und Angestellte 
gleichermaßen. Als Ausweg bieten sich für angestellte Topmanager Boni an, die erst nach 2016 ausbezahlt werden – in der Hoffnung, dass die Regelung 
dann auch wirklich ausläuft. Selbstständige mit Kapitalgesellschaft können sich über Geschäftsführerbezug und Gewinnausschüttung ein paar Steuer-
prozente ersparen. Freiberufler könnten über die Gründung einer GmbH einen ähnlichen Weg wählen. Ärzte und Notare dürfen aufgrund des Berufsrechts 
nicht, sie trifft die Steuerlast voll. Andererseits wiegen bei einem Jahreseinkommen von mehr als 350.000 Euro ein paar Tausend Euro Solidarabgabe nicht 
allzu schwer. 

>> Pensionskonto: Alle werden künftig länger arbeiten, Pensionisten müssen künftig den Gürtel enger schnallen. 2014 werden außerdem alle Jahrgänge 
ab 1955 (Beamte ab 1976) auf ein einheitliches Pensionskonto umgestellt. Für die Berechnung gelten dann die 28 besten Jahre und ein jährlicher Steige-
rungsbetrag von 1,78 %. Einbußen sind vor allem für ältere Jahrgänge zu erwarten. Besonders schmerzhaft: Bereits nachgekaufte Schul- und Studienjahre 
werden bei der »Hacklerpension« (Frauen ab 57, Männer ab 62) nicht mehr angerechnet und auch nicht rückerstattet. Das Pensionsalter wird um jeweils 
zwei Jahre (Frauen ab 57, Männer ab 65) angehoben. Für die »Korridorpension« (ab 62) gelten künftig höhere Abschläge. Hier können weiterhin Studien-
zeiten nachgekauft werden, das kommt aber sehr teuer. Dieses Geld sollte lieber anders angelegt werden – allerdings nicht beim Bausparen oder in der 
Zukunftsvorsorge.

Harte Brocken
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c »aber auch ausgewogen seicht, weil es nicht 
in die Tiefe geht«. Die Ökonomen der For-
schungsinstitute kritisierten die vielen Unsi-
cherheitsfaktoren, die das erwünschte Konso-
lidierungsvolumen noch verringern könnten. 
Große Brocken wie die Finanztransaktions-
steuer sind noch fraglich, die Abgeltungs-
steuer mit der Schweiz muss erst verhandelt 
werden. Über die Förderungsreform ist noch 
nichts Konkretes bekannt – außer, dass sie ei-
ne Milliarde Euro bringen soll. Ob und wie in 
den Ländern, aus der Gesundheitsreform und 
den Pensionskassen die jeweils veranschlag-

ten Summen erreicht werden können, steht in 
den Sternen. Rund ein Drittel des Sparpaketes 
sei unsicher und könnte möglicherweise nicht 
den gewünschten Effekt bringen, erklärt Mar-
git Schratzenstaller, Budgetexpertin des Wirt-
schaftsforschungsinstituts (WIFO): »Zum ei-
nen sind die einnahmenseitigen Maßnahmen 
unsicher, zum Teil sind sie noch zu konkreti-
sieren und tatsächlich umzusetzen.« Die Zeit 
für Details und Korrekturen wird allerdings 
knapp. Der endgültige Beschluss im National-
rat und Bundesrat ist für den 28. und 29. März 
vorgesehen.  � n
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Werner Frötscher,  ehemaliger Direktor der Dornbirner Sparkasse, über Sparmaßnahmen, 
Pensionsvorsorge als Minusgeschäft und die Banken als Wirtschaftsmotor.

»Der menschliche Faktor wird 
kaum noch berücksichtigt«

(+) plus: Vor kurzem hat die Regierung 
das neue Sparpaket präsentiert. Finden Sie 
es gelungen?

Werner Frötscher: Ein positives Signal ist, 
dass die Konsumsteuer nicht angehoben 
wurde. Das ist wichtig für das Wirtschafts-
wachstum. Aber es ist ein politisch gestrick-
tes Sparpaket. Beide Parteien haben sehr auf 
ihre Wählerschichten geachtet. Auf Dauer 
ist das nicht ausreichend. Die weiteren 
Schritte werden zeigen, ob es so bleibt. Auch 
die Bevölkerung hat schon mitbekommen, 
dass derzeit europaweit, wenn nicht sogar 
weltweit, ein Umbruch stattfindet. 

(+) plus: Heftig diskutiert werden ver-
gleichsweise kleine Posten wie die Kürzung 
der Bausparprämie, mit der 76 Millionen Eu-
ro eingespart werden sollen. Hat die Regie-
rung hier ungeschickt agiert?

Frötscher: Ich halte die Kürzung der Bau-
sparprämie für einen Eingriff in bestehende 
Verträge. Durch das Kleingedruckte mag das 
rechtlich gedeckt sein, es tritt aber ein mas-
siver Vertrauensverlust ein. Ich glaube, es gibt 
keinen Kundenberater, der beim Abschluss 
eines Bausparvertrages darauf hingewiesen 
hat, dass die staatliche Prämie keine fix ga-
rantierte Prämie ist. 

(+) plus: Noch tiefgreifender sind die 
Kürzungen bei der Zukunftsvorsorge. Wer-
den damit nicht die Bemühungen um eine 
private Pensionsvorsorge konterkariert?

Frötscher: Die dritte Säule in der Pensions-
vorsorge ist unbedingt notwendig. Tatsache 
ist aber, dass die Angebote nie eingehalten 
wurden. Die versprochene Performance von 
6 % p.a. bei den Pensionskassen konnte nie 
eingehalten werden. Sie liegt derzeit bei et-
wa 3 %, inflationsbereinigt ist das ein Mi-
nusgeschäft. Das Geld wird in einen Invest-
mentfonds gesteckt, den niemand kennt. Der 
Fondsmanager entscheidet über die Veranla-
gung, man hat kein Recht zum Eingreifen. Es 
gibt keinen Anreiz für die private Vorsorge. 
Das gilt auch für den Ankauf von Vorsorge-
wohnungen und den Handel mit zu renovie-

renden Wohnungen. Durch die neue Besteu-
erungsform ist hier mit einem Einbruch im 
Bau- und Baunebengewerbe zu rechnen. 

(+) plus: Infolge von Basel II und III 
müssen die Banken restriktive Bestimmun-
gen bei der Kreditvergabe einhalten. Hat sich 
dadurch der Handlungsspielraum der ein-
zelnen Institute eingeschränkt?

Frötscher: Die Regulative wurden ver-
stärkt, insbesondere was den Nachweis der 
Rückzahlungsfähigkeit und Sicherheiten 
betrifft. Der menschliche Faktor, der Un-
ternehmer selbst, findet kaum noch Be-
rücksichtigung. Dafür gibt es jetzt einen 
Risk Manager, der die zweite Unterschrift 
leistet und den Kundenbetreuer »overru-
len« kann, auch wenn er den Kunden gar 
nicht kennt. Er sieht nur das Risiko. Der 
Risk Manager bewertet aber aufgrund von 
Bilanzen, die nur die Vergangenheit zeigen. 
Das sagt nichts über den Status quo aus. Die 
Wirtschaftslage in Österreich ist sehr gut. 
Ich kann nicht nachvollziehen, dass unsere 
Klein- und Mittelbetriebe schlechtere Bo-
nitäten haben als verschuldete Staaten. 

(+) plus: Experten halten Österreich mit 
800 Finanzinstituten und mehr als 4.200 Fi-
lialen für »overbanked«. Was halten Sie von 
der geforderten »Strukturbereinigung«?

Frötscher: Wir haben seit Jahrzehnten ei-
ne sehr hohe Bankendichte. Hier kann man 
sicher Bereinigungen vornehmen. Es muss 
nicht unbedingt in jedem kleinen Ort eine Fi-
liale geben. Ich glaube aber nicht, dass Groß-
banken, die durch riskante Spekulationsge-
schäfte die großen Verluste verursachen, die 
richtige Lösung sind. 

(+) plus: Die Kapitalausstattung der klei-
nen Banken ist meist nicht sehr gut. Einige 
Institute haben deshalb bereits angekündigt, 
ihre Kreditvergabe einzuschränken. Ist es für 
kleinere Unternehmen nicht schon fast un-
möglich, an Geld zu kommen?

Frötscher: Die Kernkapitalquote von 9 % 
ist bei kleinen Instituten eine schwierige Sa-
che. In einer kleinen Stadt gibt es kaum Neu-
gründungen von Firmen, der Markt ist auf-
geteilt. Wenn ich einen Kunden der anderen 
Bank umschulde, habe ich die Eigenkapital-
quote zu erbringen und der andere hat einen 
Vorteil. Das sind geschäftspolitische Ent-
scheidungen. 

Den Aussagen der Banken zufolge läuft das 
Kreditgeschäft gut. Wenn man die Unterneh-
men fragt, ist es umgekehrt. Den goldenen 
Mittelweg zu finden, ist wahrscheinlich nicht 
möglich. Die Bank ist einer der wichtigsten 
Motoren im Wirtschaftsleben. Ihre Aufga-
be ist es, Firmen zu unterstützen, auch in 
schwierigen Zeiten. Seit Jahren fallen jedoch 
die praktizierten Kreditvergaben eindeutig 
zu Lasten der Kreditnehmer.� n

Werner frötscher leitete bis 31.3.2011 die 
Dornbirner Sparkasse in Wien und ist 
heute als geprüfter Mediator und Inha-
ber eines Finanzierungs- und Manage-
mentberatungsunternehmens tätig.
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Werner Frötscher: »Die Vergaberichtli-
nien fallen seit Jahren eindeutig zu 
Lasten der Kreditnehmer.«

»Es ist ein politisch gestricktes Sparpaket – auf dauer ist 
das nicht ausreichend.«


